Preußiſche Geſet ammlung 


1933 | Ausgegeben zu Berlin, den 15. Auguſt 1933 | Nr. 53 


(Nr. 13965.) Preußiſches Strafvollſtreckungs⸗ und Gnadenrecht. Geſetz vom 1. Auguſt 1933. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


A. Strafvollſtreckung. 
I. Allgemeines. 


8 

Die Vollſtreckung der Strafe hat grundſätzlich dem Eintritte der Rechtskraft der Verurteilung 
auf dem Fuße zu folgen. Dies gebietet das Intereſſe des Staates an einer wirkſamen 
Bekämpfung des Verbrechens wie auch das Anſehen der Strafrechtspflege. Es ſtärkt das Vertrauen 
zur Strafrechtspflege, wenn das Urteil bald auf die Tat und die Vollſtreckung möglichſt unmittel⸗ 
bar auf das Urteil folgt. Die Abſchreckung Dritter vor rechtsbrecheriſchen Handlungen iſt größer, 
wenn die Gefahr, unmittelbar nach der Tat verurteilt zu werden und unmittelbar nach dem Urteile 
der Strafvollſtreckung zu unterliegen, demjenigen, der das Recht brechen will, bewußt iſt. Auch 
die erzieheriſche Wirkung auf den Verurteilten wird, wo dieſer überhaupt noch erziehungsfähig 
iſt, am größten fein, wenn Tat und Strapvollſtreckung zeitlich möglichſt nahe aufeinander folgen. 


8 2. 

() Die Strafvollſtreckung obliegt: 

1. dem Amtsrichter in denjenigen Sachen, in denen er im erſten Rechtszug erkannt hat; 

2. dem Jugendrichter hinſichtlich der vom Jugendgericht erkannten Strafen ($ 36 des 

Jugendgerichtsgeſetzes); 

3. der Staatsanwaltſchaft bei dem Oberlandesgerichte, wenn das Oberlandesgericht im erſten 

und letzten Rechtszug erkannt hat; 

4. der Staatsanwaltſchaft bei dem Landgericht in allen übrigen Sachen. 

(2) Die Geſchäfte der Strafvollſtreckung können mit Ausnahme der Entſcheidungen über Auf- 
ſchub und Unterbrechung der Strafvollſtreckung ſowie der richterlichen Entſcheidungen gemäß 
SS 458 bis 462 der Strafprozeßordnung und der den Jugendrichtern obliegenden Vollſtreckungen 
von Rechtspflegern wahrgenommen werden. 


(3) Das Nähere regeln die Ausführungsbeſtimmungen. 


8 3. 
Den Vollſtreckungsbehörden obliegt: 


1. kraft eigener Zuſtändigkeit die Vollſtreckung 


a) der von preußiſchen Gerichten rechtskräftig erkannten Strafen vorbehaltlich der 
reichsgeſetzlichen Vorſchriften über die Vollſtreckung von Ungebührſtrafen ſowie von 
| Ordnungs⸗ und Erzwingungsſtrafen, die von dem Unterſuchungsrichter oder dem 
Amtsrichter feſtgeſetzt find ($S 178 bis 180 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, § 36 
Abſ. 2 der Strafprozeßordnung), 
b) der von Militärgerichten erkannten Strafen, wenn die Strafvollſtreckung wegen 
Beendigung des militäriſchen Dienſtverhältniſſes auf die bürgerlichen Behörden über⸗ 
gegangen iſt (8 15 Abſ. 4 des Militärſtrafgeſetzbuchs), 
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e) derjenigen Geſamtſtrafen, an denen neben einem preußiſchen Gericht ein Gericht oder 
Gerichte des Reichs oder eines Landes beteiligt ſind, nach Maßgabe der darüber 
zwiſchen dem Reiche und den Ländern getroffenen Vereinbarungen; 

2. auf Erſuchen im Wege der Nechts-(Amts-)hilfe die Vollſtreckung 

a) der von Gerichten eines anderen Landes erkannten Freiheitsſtrafen bis zu ſechs 
Monaten, wenn der Verurteilte ſich dauernd oder vorübergehend im Bezirk der 
erſuchten preußiſchen Strafvollſtreckungsbehörde aufhält, 

b) ſonſtiger Strafen nach Maßgabe der geſetzlichen Beſtimmungen. 


II. Vollſtreckung der einzelnen Strafarten. 
1. Todesſtrafe. 
8 4. 

(1) Soweit die Todesſtrafe durch Enthaupten zu vollziehen tft, geſchieht dies durch das Beil. 

(2) Der die Vollſtreckung leitende Beamte hat darauf bedacht zu ſein, daß bei der Hinrichtung 
das Maß von Würde gewahrt wird, das in dieſem Augenblicke der ernſteſten ſtaatlichen Hoheits⸗ 
betätigung am Platze iſt. 

(3) Sämtliche mit der Vorbereitung der Vollſtreckung eines Todesurteils befaßten Beamten 
haben über die ſeitens des Staatshauptes getroffene Entſchließung hinſichtlich der Ausübung des 
Gnadenrechts und über die bevorſtehende Hinrichtung ſtrengſtes Stillſchweigen zu bewahren. 


2. Freiheitsſtrafen. 
a) Einleitung der Vollſtreckung. 


8 5. 

(1) Die Einleitung der Strafvollſtreckung darf nicht durch die Bearbeitung von Eingaben, 
Geſuchen uſw. von minderer Bedeutung aufgehalten werden. Die zur Einleitung der Strafvoll⸗ 
ſtreckung erforderlichen Akten ſoll die Vollſtreckungsbehörde erſt aus der Hand geben, wenn die 
zur Einleitung der Strafvollſtreckung erforderlichen Maßnahmen getroffen ſind. 

(2) Tritt der auf freiem Fuße befindliche Verurteilte trotz erfolgter Ladung zum Strafantritt 
die Strafe nicht an oder iſt er der Flucht verdächtig, jo iſt ungeſäumt ein Haft- oder Vorführungs⸗ 
befehl zu erlaſſen. Entzieht ſich der Verurteilte der Strafvollſtreckung, jo find mit größtem Nachdruck 
alle Maßnahmen zu betreiben, um ſeine alsbaldige Ergreifung ſicherzuſtellen. 

(3) Befindet ſich ein Verurteilter in anderer Sache in Unterſuchungshaft, ſo iſt darauf Be⸗ 
dacht zu nehmen, daß die Strafhaft in Unterbrechung der Unterſuchungshaft vollzogen wird, wenn 
dies nach Lage des Einzelfalls ausführbar iſt. 


b) Vollzug der Freiheitsſtraſen. 


S 6. 
Aufgabe des Strafvollzugs. 


() Durch den Vollzug der Strafe ſoll dem Strafgefangenen nachhaltig zum ernſten Bewußt⸗ 
ſein gebracht werden, daß er ſein Freveln gegen die Rechtsordnung des Staates durch die als 
empfindliches Übel auszugeſtaltende Freiheitsentziehung zu ſühnen hat. Die Scheu davor, nach 
erneuter Straffälligkeit das Übel des Strafvollzugs abermals über ſich ergehen laſſen zu müſſen, 
ſoll in ihm durch die Art des Strafvollzugs ſo lebendig gemacht werden, daß ſie auch bei dem einer 
inneren Erziehung nicht zugänglichen Verbrecher ein Hemmnis gegenüber der Verſuchung zur Be⸗ 
gehung neuer Straftaten darſtellt. Dazu iſt die zielbewußte Aufrechterhaltung von Zucht und 
Ordnung, Gewöhnung an Arbeit und Pflichterfüllung und der Verſuch religiöſer, ſittlicher und 
geiſtiger Beeinfluſſung erforderlich. 

(2) Dieſe Ziele ſind mit Ernſt und unerbittlicher, gerechter Strenge zu verfolgen. 


e 
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(8) Strafgefangene, gegen welche die gleiche Strafart vollzogen wird, find grundſätzlich gleich 
zu behandeln. Unter Wahrung dieſes Grundſatzes iſt bei der Behandlung des Strafgefangenen Vor⸗ 
leben, perſönliche Eigenart, Lebensalter, Geſchlecht, geiſtiger und ſeeliſcher Zuſtand, körperliche 
Verfaſſung, Art und Schwere der Straftat und namentlich das Verhalten in der Anſtalt angemeſſen 
zu berückſichtigen. 

8 7. 
Vollzugsbehörden. 

() Die Leitung des Vollzugs liegt in der Hand des Vorſtehers der Anſtalt, dem die Über⸗ 
wachung einer gerechten Durchführung des Vollzugs zur beſonderen Pflicht gemacht wird. 

(2) Aufſichtsbehörde im Sinne dieſes Geſetzes iſt der Generalſtaatsanwalt. 


88. 
Vollſtreckungsplan. 

Jeder Verurteilte ſoll in die Anſtalt aufgenommen werden, die nach ihren Einrichtungen für 
ihn einen möglichſt wirkſamen Strafvollzug verſpricht. In welche Anſtalt ein Verurteilter danach 
aufzunehmen iſt, wird durch einen Vollſtreckungsplan beſtimmt, der für jeden Oberlandesgerichts⸗ 
bezirk aufgeſtellt wird. Religionsbekenntnis, Geſchlecht, Lebensalter, Perſönlichkeit, insbeſondere 
bezüglich des vermutlichen Grades ſeines Wohlverhaltens in der Strafhaft, find dabei zu berück⸗ 
ſichtigen. 

89. 
Sonderung der Strafgefangenen. 

(1) Die Ausſichten künftigen Wohlverhaltens werden bei Strafgefangenen, die bisher noch 
nicht oder nur unerheblich beſtraft worden ſind, größer ſein als bei den übrigen Verurteilten. Des— 
halb ſind Gefängnisgefangene, die wegen eines Verbrechens oder wegen eines vorſätzlichen Ver— 
gehens überhaupt noch nicht oder wenigſtens in den letzten fünf Jahren vor Einleitung der Straf- 
vollſtreckung nicht mit Freiheitsſtrafe von mehr als ſechs Monaten und nicht mehrmalig mit Frei— 
heitsſtrafe beſtraft find, von den anderen Strafgefangenen getrennt zu halten und in beſonderen 
Anſtalten oder Abteilungen für Nichtvorbeſtrafte unterzubringen, ſofern nicht die Vollſtreckungs⸗ 
behörde mit Rückſicht auf die ſich aus dem Strafurteil ergebende beſonders verbrecheriſche Perſön— 
lichkeit des Verurteilten ein abweichendes Erſuchen ſtellt. Strafgefangene, die in den letzten drei 
Jahren in einem Arbeitshaus, einer Beſſerungs- oder Erziehungsanſtalt oder einem Aſyl unter⸗ 
gebracht waren (SS 181 a, 285 a, 362 des Strafgeſetzbuchs), find einer Anſtalt für Nichtvorbeſtrafte 
gleichfalls nicht zuzuweiſen. 

(2) Strafgefangene in der Anſtalt für Nichtvorbeſtrafte, die durch ihr Verhalten einen 
ſchädigenden Einfluß auf die Mitgefangenen ausüben oder auf Grund ihrer Tat oder ihrer Perſön⸗ 
lichkeit nicht zur Erwartung künftigen Wohlverhaltens berechtigen, ſind nach Zuſtimmung der Auf⸗ 
ſichtsbehörde in eine Anſtalt oder Abteilung für Vorbeſtrafte zu verlegen. 

(3) Strafgefangene in der Anſtalt für Vorbeſtrafte, die trotz ihres Vorlebens durch ihr Ge- 
ſamtverhalten den ernſtlichen Willen zu geordneter Lebensführung nachhaltig betätigen, können mit 
Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde in die Anſtalt für Nichtvorbeſtrafte verlegt werden. Das gilt 
nicht für Berufs⸗ und Gewohnheitsverbrecher. 


8 10. 
Erkennungs maßnahmen. 
Für den Erkennungsdienſt und für wiſſenſchaftliche Zwecke, insbeſondere für kriminalbiologiſche 
Unterſuchungen, dürfen an Strafgefangenen die erforderlichen Feſtſtellungen (Meſſungen, Abbil⸗ 
dungen, Fingerabdrücke uſw.) vorgenommen werden. 


8 11. 
Trennung der Gefangenen. 
(1) Die Strafgefangenen find nach der Art der Haft zu trennen. 
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(2) Strafgefangene find von Gefangenen anderer Art getrennt zu halten, ebenſo Männer von 
Frauen, Jugendliche und Minderjährige von volljährigen Strafgefangenen. 


8 12. 
Haftform. 

(1) Die Strafgefangenen werden in Einzelhaft, Zellenhaft oder Gemeinſchaftshaft unter⸗ 
gebracht. 

() In der Einzelhaft wird der Strafgefangene bei Tag und Nacht unausgeſetzt von anderen 
Strafgefangenen geſondert gehalten. 

(3) In der Zellenhaft wird der Strafgefangene bei Tag und Nacht, insbeſondere auch bei der 
Arbeit, allein in einer Zelle untergebracht, darf aber bei der Bewegung im Freien, beim Gottes⸗ 
dienſt, beim Unterricht und bei ähnlichen Anläſſen mit anderen Strafgefangenen zuſammenkommen. 

(4) Die Einzelhaft darf ohne die Zuſtimmung des Strafgefangenen die Dauer von drei 
Jahren nicht überſteigen (§ 22 Abſ. 2 des Strafgeſetzbuchs). 

(6) Die Gemeinſchaftshaft wird in der Weiſe vollzogen, daß der Strafgefangene bei Tage, 
beſonders auch bei der Arbeit, regelmäßig mit anderen Strafgefangenen zuſammengebracht wird. 
Während der Nacht erfolgt nach Möglichkeit Unterbringung in Einzelzellen oder Einzelſchlafzellen. 

(6) Welche Haftform anzuwenden iſt, beſtimmt der Vorſteher; dabei ſind die Perſönlichkeit, 
insbeſondere das Lebensalter, die Straftat und das Vorleben des Strafgefangenen zu berückſichtigen. 
Strafen bis zu drei Monaten ſind in der Regel ganz in Zellenhaft zu vollziehen. Strafgefangene 
mit längerer Strafzeit ſollen mindeſtens während der erſten drei Monate in Zellenhaft bleiben. 


8 
Verhalten der Strafgefangenen. 

Zucht und Ordnung iſt die Vorausſetzung eines geregelten Strafvollzugs. Die Straf⸗ 
gefangenen haben ſich der Hausordnung und den ſonſtigen Anordnungen ohne Widerrede zu fügen. 
Anſtändiges und zuchtvolles Benehmen, wozu eine angemeſſene und ſtraffe Haltung gehört, muß 
der Strafgefangene üben. Jedes die Ruhe und Ordnung der Anſtalt ſtörende Verhalten iſt als 
ordnungswidrig unterſagt. 

§ 14. 
Sicherungsmaßnahmen. 
3 Gegen Strafgefangene, welche die Ordnung ſtören und einer erteilten Mahnung oder 
Warnung nicht folgen, können Sicherungsmaßnahmen getroffen werden. Als ſolche ſind ins⸗ 
beſondere die Abſonderung in einer Abſonderungs⸗ oder Arreſtzelle, die Einſperrung in einer Be⸗ 
ruhigungszelle und, wenn die Gefahr beſteht, daß ein Strafgefangener eine Gewalttat begehen 
oder daß er entweichen wird, die Feſſelung zuläſſig. 

(2) Welche Sicherungsmaßnahme eintreten ſoll, beſtimmt der Vorſteher, bei Gefahr im Ver⸗ 
zug auch ein anderer Beamter, der dem Vorſteher ſofort Meldung zu erſtatten hat. Die Sicherungs⸗ 
maßnahmen werden ſolange angewandt, wie es notwendig iſt, um den beabſichtigten Erfolg 
herbeizuführen. 

§ 15. 
Hausſtrafen. 

(1) Bei Verſtößen gegen Sitte, Anſtand, Zucht und Ordnung oder die ihm ſonſt auferlegten 
Pflichten hat der Strafgefangene eine Hausſtrafe zu gewärtigen. Solche Hausſtrafen ſind der 
Verweis, die Beſchränkung oder Entziehung der Erlaubnis, Beſuche zu empfangen, Briefe zu 
ſchreiben oder zu erhalten, die Bücherei zu benutzen, über das Hausgeld zu verfügen, an der 
Bewegung im Freien teilzunehmen, ferner die Entziehung des Bettlagers, die Schmälerung der 
Koſt, die Beſchränkung der Koſt auf Waſſer und Brot und der Arreſt. 

(2) Die Hausſtrafe ſetzt der Vorſteher feſt. 
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§ 16. 
Arbeit. 


() Arbeit iſt die Grundlage eines geordneten und wirkſamen Strafvollzugs. Alle zur 
Arbeit geſetzlich verpflichteten Strafgefangenen haben zu leiſten, was ſie nach Fähigkeiten und 
Körperkräften zu leiſten vermögen. 

) Es iſt darauf hinzuwirken, daß ſich auch die Strafgefangenen, für die ein geſetzlicher 
Arbeitszwang nicht beſteht, an den eingeführten Arbeiten beteiligen. 

(3) Bei der Auswahl der Arbeit ift der Geſichtspunkt voranzuſtellen, daß eine Schädigung 
des freien Gewerbes vermieden wird. Auf die Erſchließung von Odland iſt beſonderes 
Gewicht zu legen. In den Anſtaltsbetrieben iſt die Handarbeit zu fördern. Weibliche Straf⸗ 
gefangene ſind beſonders in hauswirtſchaftlichen Arbeiten zu beſchäftigen. 

(4) Der Ertrag der den Strafgefangenen zugewieſenen Arbeit fließt als teilweiſer Erſatz 
der Unterhaltskoſten des Strafgefangenen in die Staatskaſſe. 

(5) Dem Strafgefangenen iſt für die geleiſtete Arbeit eine Arbeitsentlohnung gutzuſchreiben, 
ohne daß ihm ein Recht auf Auszahlung der gutgeſchriebenen Beträge zuſteht. 

(6) Die Arbeitsentlohnung fol vornehmlich dazu dienen, dem Strafgefangenen für die erſte 
Zeit nach der Entlaſſung die notwendigſten Mittel zum Unterhalt zu ſchaffen. Über einen Teil der 
Arbeitsentlohnung kann ihm eine Verfügungsbefugnis bereits während der Haft eingeräumt 
werden. 

(7) Strafgefangenen, die zur Arbeit geſetzlich nicht verpflichtet ſind, kann mit Genehmigung 
des Vorſtehers geſtattet werden, ſich ſelbſt zu beſchäftigen. 


§ 17. 
Hauswirtſchaft. 
Die Strafgefangenen erhalten Verpflegung, Kleidung, Wäſche und Bettlager von der Anſtalt. 
Die Anſtaltskoſt iſt für alle Gefangenen, die Freiheitsſtrafen gleicher Art verbüßen, gleich. Die 
Lebenshaltung der Strafgefangenen ſoll unter derjenigen der ſchuldlos aus dem Arbeits- und 
Erwerbsleben herausgeriſſenen erwerbsloſen Volksgenoſſen liegen. Sie iſt deshalb aufs einfachſte 
zu halten. 
8 18. 
Geſundheitspflege. 
(1) Die Strafgefangenen find geſund zu erhalten. 
(e) Kranken Strafgefangenen wird die erforderliche ärztliche Behandlung zuteil. 
(3) Strafgefangene, die in Geiſteskrankheit verfallen oder der Geiſteskrankheit dringend ver⸗ 


dächtig erſcheinen, ſind in eine Strafanſtaltsbeobachtungsabteilung zu verbringen, ſofern nicht die 
Unterbrechung der Strafvollſtreckung erfolgt. 


§ 19. 
Beſuche und Schriftverkehr. 

(1) Die Strafgefangenen dürfen mit Genehmigung des Vorſtehers in beſtimmten Zeit⸗ 
abſtänden Beſuche empfangen, und zwar Zuchthausgefangene alle drei Monate, Gefängnis⸗ und 
Haftgefangene alle ſechs Wochen. 

(2) Sie dürfen in beſtimmten Zeitabſtänden Briefe abſenden und empfangen, und zwar 
Zuchthausgefangene alle zwei Monate, Gefängnis⸗ und Haftgefangene alle vier Wochen. 

0 Beſuche oder Briefe, die Rechts⸗, Geſchäfts⸗ oder Fürſorgeangelegenheiten betreffen oder 
ſonſtige dringliche Angelegenheiten behandeln, können außerhalb der feſtgeſetzten Zeitabſchnitte 
zugelaſſen werden. 
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§ 20. 
Überwachung der Beſuche und des Schriftverkehrs. 

(J Die Beſuche werden überwacht. Jeder Mißbrauch des Beſuchs hat die ſofortige Ent⸗ 
fernung des Beſuchers zur Folge. 

(2) Der Schriftverkehr wird gleichfalls überwacht. Schreiben, deren Inhalt geeignet iſt, 
die Ordnung oder Sicherheit zu ſtören, Entweichungen zu fördern oder die Ziele des Strafvollzugs 
zu gefährden, werden zurückgehalten. Das gleiche gilt für Schreiben, deren Inhalt beleidigend 
oder ſonſt ſtrafbar iſt oder den Anſtand verletzt. 


§ 21. 
Beſchwerden. 


(1) Der Strafgefangene kann ſich über Maßnahmen des Vollzugs, durch die er betroffen 
wird, beſchweren. Zwiſchen der Maßnahme, gegen die die Beſchwerde ſich richtet, und der Ein⸗ 
legung der Beſchwerde müſſen mindeſtens 24 Stunden liegen, es ſei denn, daß der Strafgefangene 
mit der Beſchwerde eine Gefährdung ſeiner Geſundheit geltend machen will. Gemeinſame Be⸗ 
ſchwerden mehrerer Strafgefangenen ſind unzuläſſig. Beſchwerden, die nach Form oder Ton 
ungehörig ſind, werden nicht weitergegeben; enthalten ſie grobe Anſtandsverletzungen, Be⸗ 
leidigungen oder bewußt wahrheitswidrige Behauptungen von nicht unerheblicher Bedeutung, 
oder werden gemeinſame Beſchwerden eingereicht, ſo hat der Strafgefangene Beſtrafung zu 
gewärtigen. 

(2) Über die Beſchwerde gegen Maßnahmen der Anſtaltsbeamten entſcheidet der Vorſteher, 
foweit es ſich nicht um rein geiſtliche oder ärztliche Maßnahmen handelt. Richtet ſich die Be⸗ 
ſchwerde gegen eine Maßnahme des Vorſtehers oder gegen rein geiſtliche oder ärztliche Maß⸗ 
nahmen, jo entſcheidet darüber die Auſſichtsbehörde. 

(3) Gegen die Zurückweiſung der Beſchwerde kann der Strafgefangene binnen zwei Wochen 
weitere Beſchwerde an die Behörde einlegen, die der Stelle, deren Beſcheid angefochten wird, 
zunächſt übergeordnet iſt. Die Entſcheidung, die auf die weitere Beſchwerde ergeht, iſt endgültig. 

(4) Die Beſchwerden find jeweils bei der Stelle anzubringen, deren Maßnahme oder Ent⸗ 
ſcheidung mit der Beſchwerde angegriffen werden ſoll. 


8 22 
Strafvollzug in Stufen. 


(1) Soweit Gefängnisgefangene der Anſtalten für Nichtvorbeſtrafte eine Strafe von mehr 
als neun Monaten Dauer zu verbüßen haben, wird die Strafe in Stufen vollzogen. Der Stufen⸗ 
vollzug macht es ſich zur Aufgabe, den Willen des Strafgefangenen dadurch anzuſpornen und 
anzuſpannen, daß dieſer Selbſterziehungsarbeit Ziele geſetzt werden, die für den Gefangenen von 
Wert ſind und die er durch eigene Anſtrengung erreichen kann. Dieſer ſtändige Aufruf zum 
Einſatz aller ſeiner Kräfte ſoll die ſittliche Geſinnung des Strafgefangenen zur Pflichterfüllung 
und Unterordnung unter die an ihn geſtellten Forderungen wecken und feſtigen und ihn in ſeiner 
Einſtellung zum Staate und zur Volksgemeinſchaft über den Tag ſeiner Entlaſſung hinaus 
richtungweiſend und anhaltend beeinfluſſen. 

(2) Zu dieſem Zwecke ſind drei Stufen vorgeſehen. Der Strafgefangene befindet ſich 
zunächſt in Stufe I. Wer durch Fleiß und tüchtige Arbeitsleiſtungen, durch anſtändiges und 
ſelbſtbeherrſchtes Geſamtverhalten den Willen zeigt, ſich zuſammenzureißen zu geordneter Führung, 
rückt in Stufe II auf. Hat er ſich in Stufe II weiterhin bewährt, rückt er in Stufe III auf, wenn 
ſein Geſamtverhalten zur Erwartung künftigen geſetzmäßigen Verhaltens berechtigt. Die Auf⸗ 
rückungsfriſt beträgt mindeſtens ſechs Monate. Das Aufrücken nach Stufe II iſt jedoch nicht 
vor Verbüßung von einem Viertel der Strafzeit, nach Stufe III nicht vor Verbüßung der Hälfte 
der Strafzeit zuläſſig. 
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§ 23. 
Vergünſtigungen. 

(J) Vergünſtigungen während des Strafvollzugs ſollen eine ganz beſondere Ausnahme jein. 
Die Angemeſſenheit ihrer Gewährung iſt daher beſonders ſorgfältig zu prüfen. 

(2) Unter Beachtung der Ziele des Strafvollzugs und der Perſönlichkeit des Strafgefangenen 
können bei anhaltendem Fleiße und guter Führung vom Vorſteher ſolche Vergünſtigungen in all⸗ 
mählicher Reihenfolge gewährt werden, die mit der Ordnung und Sicherheit der Anſtalt und mit 
dem Weſen der Strafe als eines Übels vereinbar ſind. Sie ſollen nicht die Strafe angenehmer 
machen, ſondern ſollen dem erzieheriſchen Gedanken dienen. Mißbraucht ein Strafgefangener eine 
Vergünſtigung oder zeigt er ſich ihrer unwürdig, ſo wird ſie vom Vorſteher entzogen oder beſchränkt. 
Genußmittel ſind als Vergünſtigungen unſtatthaft. 


§ 24. 
Zuchthaus. 

Zuchthaus ſoll als ſchwerſte Freiheitsſtrafe ſich deutlich im Vollzug von der Gefängnisſtrafe 
unterſcheiden. Zuchthausgefangene ſind von den übrigen Strafgefangenen ſcharf geſondert zu halten. 
Sie tragen eine Hauskleidung, die ſich von der Hauskleidung der Strafgefangenen anderer Art 
deutlich unterſcheiden muß. Sie können zu Arbeiten außerhalb der Anſtalt, insbeſondere zu öffent⸗ 
lichen oder von einer Staatsbehörde beaufſichtigten Arbeiten, verwendet werden, und zwar auch 
gegen ihren Willen; hierbei ſind ſie von freien Arbeitern getrennt zu halten. Die Dauer der Arbeits⸗ 
zeit iſt länger zu bemeſſen als bei den übrigen Strafgefangenen. Selbſtbeköſtigung iſt Zuchthaus⸗ 
gefangenen nicht geſtattet. Der Strafvollzug in Stufen findet auf ſie keine Anwendung. Gegen 
Zuchthausgefangene iſt als Hausſtrafe auch ſtrenger Arreſt zuläſſig. Der ſtrenge Arreſt beſteht in 
Einſperrung in einer Arreſtzelle ohne Unterbrechung bei Waſſer und Brot unter Entziehung des 
Bettlagers. 

§ 25. 
Einfache Haft. 

Die Strafe der Haft beſteht in einfacher Freiheitsentziehung (§ 18 Abſ. 2 des Strafgeſetz⸗ 
buchs). Deshalb beſteht für Haftgefangene kein Arbeitszwang. Selbſtbeſchäftigung und Selbſt⸗ 
beköſtigung ſind ihnen geſtattet, ſoweit ſie mit der Ordnung und Sicherheit der Anſtalt vereinbar 
ſind. Sie können ihre eigene Kleidung und Wäſche behalten und eigene Bettſtücke benutzen, ſofern 
die Sachen ausreichend, ordentlich und angemeſſen ſind. Sie dürfen eigene Bücher und Schriften 
benutzen und Zeitungen halten, wenn dieſe unbedenklich ſind. Die Hausſtrafe des Arreſtes wird 
gegen ſie nicht verhängt. Im übrigen gelten für den Vollzug der Haft die Vorſchriften über den 
Vollzug der Gefängnisſtrafe entſprechend. 

§ 26. 
Geſchärfte Haft. 

Landſtreicher, Bettler, Unterhaltsſäumige, Dirnen, Arbeitsſcheue und Obdachloſe, die nach 
§ 361 Nr. 3 bis 8 des Strafgeſetzbuchs verurteilt find, werden wie Gefängnisgefangene behandelt. 
Sie erhalten Gefängniskleidung und Gefängnislager und werden, unabhängig von ihren Wünſchen, 
zu Arbeiten innerhalb und außerhalb der Anſtalt, von freien Arbeitern getrennt, angehalten. 


8 27. 
Feſtungshaft. 
() Die Strafe der Feſtungshaft beſteht in Freiheitsentziehung mit Beaufſichtigung der Be⸗ 
ſchäftigung und Lebensweiſe. 
(E) Der Vollzug der Feſtungshaft erfolgt nach den hierfür geltenden reichsrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen. 
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8 28. 
Zivilhaft. 


Zivilhaft iſt die Haft im Zwangsvollſtreckungsverfahren und die Haft als gerichtliche Ord⸗ 
nungsſtrafe. Sie wird wie einfache Haft vollzogen. 


§ 29. 
Strafunterbrechung. 

Der Vorſteher iſt befugt, Strafgefangene, die Gefängnis⸗ oder Haftſtrafen verbüßen, bis zur 
Dauer von einer Woche unter Vorbehalt des Widerrufs zu beurlauben, wenn dringende Gründe 
es gebieten und die Entſcheidung der Strafvollſtreckungsbehörde nicht rechtzeitig eingeholt 
werden kann. 

§ 30. 
Entlaſſung. 

(J Mit Ablauf der Strafzeit iſt der Gefangene zu entlaſſen. 

2) Über die Entlaffung von Zuchthausgefangenen, Strafgefangenen mit geſchärfter Haft und 
ſolchen Gefängnisgefangenen, die keine Ausſicht auf künftiges Wohlverhalten bieten, iſt die Polizei⸗ 
behörde rechtzeitig vorher zu unterrichten. 


e) Vollzug der Freiheitsſtrafen an Minderjährigen. 
8 31. 
Junge Strafgefangene. 

Jugendliche und minderjährige Strafgefangene ſind von erwachſenen Strafgefangenen ge⸗ 
trennt zu halten. Sie werden, wenn ſie nur kurze Strafen (d. h. in der Regel ſolche bis zu drei 
Monaten) zu verbüßen haben, in beſonderen Abteilungen, ſonſt in beſonderen Anſtalten (Jugend⸗ 
gefängniſſen) untergebracht. Bei der Unterbringung innerhalb der Jugendanſtalten(abteilungen) 
ſind das Lebensalter und das Vorleben des Strafgefangenen zu berückſichtigen. Läßt ſich ein junger 
Strafgefangener nicht erzieheriſch beeinfluſſen oder bedeutet er eine ſchwere Gefährdung für die 
Erziehung der anderen Strafgefangenen, ſo iſt er nach Genehmigung durch die Aufſichtsbehörde 
einer Anſtalt für Erwachſene zu überweiſen. 


8 32. 
Strafvollzug an jungen Strafgefangenen. 

() Im Strafvollzug an jungen Strafgefangenen tft beſonderer Wert auf ihre Erziehung und 
Fortbildung zu legen. Deshalb iſt bei der Auswahl der Beamten der Jugendanſtalten(⸗abteilungen) 
ihre Eignung für die Behandlung Jugendlicher, namentlich auch ihre perſönlich vorbildliche Cha⸗ 
rakterhaltung, ausſchlaggebend zu berückſichtigen. 

(2) Dem Schulunterricht, an dem grundſätzlich alle jungen Strafgefangenen teilzunehmen 
haben, kommt beſondere Bedeutung zu. Die ſeeliſche Bildſamkeit junger Menſchen muß für den 
Lehrer Anſporn ſein, ihnen echte und bleibende Lebenswerte zu vermitteln und ſie für Volk und 
Staat zu gewinnen. Für dieſe hohe Aufgabe auch die ſittlichen Kräfte der Religion wachzurufen 
und einzuſetzen, muß ſich der Geiſtliche beſonders angelegen fein laſſen. 

(3) Auf ſtraffe und friſche Haltung der jungen Strafgefangenen tft nachdrücklich hinzuwirken; 
die Freiſtunden ſind vornehmlich zu Turnübungen und Turnſpielen zu verwenden. 

(4) Um die Jugendlichen einem Berufe zuzuführen oder fie darin weiter auszubilden, ſind 
Lehrwerkſtätten und land- und gartenwirtſchaftliche Betriebe einzurichten. Die Jugendlichen ſind 
zu pflichttreuer Arbeit zu erziehen. Sie ſollen den Wert der Pflichterfüllung, auch wenn es ſich 
um geringe und wenig bedeutende Dinge handelt, und das Gefühl der inneren Befriedigung über 
das Geleiſtete erfahren lernen. 
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d) Gefangenenfürſorge. 
8 33. 

() Die Fürſorge iſt eine gemeinſame Angelegenheit von Volk und Staat. Ihr Ziel iſt, den 
Beſtraften zu unterſtützen, wenn er nach Strafverbüßung geſetzmäßig leben will. Auf dieſes Ziel 
iſt im Zuſammenwirken mit der öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege bereits während der 
Strafzeit hinzuarbeiten. Eine andere Aufgabe, insbeſondere Aufgaben vor Rechtskraft des Urteils, 
hat die freie Wohlfahrtspflege nicht. 


(2) Bei der Entlaſſung nach einem entfernteren Orte kann dem Strafgefangenen, falls ihm 
eigenes Geld nicht zur Verfügung ſteht, aus Staatsmitteln eine Fahrkarte beſchafft und eine 
Marſchverpflegung verabfolgt werden. 


(3) Die Fürſorge erſtreckt ſich auf alle Strafgefangenen, die ihrer bedürftig und nach ihrer 
Führung in der Haft ſowie nach ihrer Perſönlichkeit auch würdig ſind, ferner auf die Angehörigen, 
ſoweit ſie auf den Unterhalt durch den Strafgefangenen angewieſen ſind. 


(4) Es widerſpricht dem Sinne der Fürſorgearbeit, wenn dem Strafgefangenen die Sorge um 
die Zukunft von vornherein abgenommen wird. Vielmehr iſt bei allen Maßnahmen der Fürſorge 
entſcheidender Wert darauf zu legen, die eigenen Kräfte und die eigene Tätigkeit des Strafgefangenen 
zu wecken. 


e) Überwachung der Vollſtreckung. 
8 34. 


Die Aufgabe der Vollſtreckungsbehörde bei der Vollſtreckung von Freiheitsſtrafen ſchließt die 
Verpflichtung in ſich, darüber zu wachen, daß die Strafverbüßung ſeitens der Strafanſtalts⸗ 
verwaltung richtig und vollſtändig herbeigeführt wird. 


3. Geldſtrafen. 
§ 35. 


Der Grundſatz, daß die Vollſtreckung der Strafe der Rechtskraft des Urteils auf dem Fuße zu 
folgen hat, gilt auch für die Vollſtreckung von Geldſtrafen und der für den Fall der Nichtbeitreib⸗ 
barkeit feſtgeſetzten Erſatzfreiheitsſtrafen. Die Vollſtreckungsbehörde hat jedoch, ſoweit es mit 
dem Intereſſe an einer wirkſamen und nachdrücklichen Verbrechensbekämpfung vereinbar iſt, auf 
die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Verurteilten Rückſicht zu nehmen. Die ſofortige Bezahlung der 
erkannten Strafe überſteigt häufig die wirtſchaftliche Kraft des Verurteilten; die alsbaldige Voll⸗ 
ſtreckung der Erſatzfreiheitsſtrafe würde dann dazu führen, daß eine Freiheitsſtrafe vollſtreckt wird, 
während der Richter eine ſolche gerade nicht hat verhängen wollen und deshalb auf die Geldſtrafe 
erkannt hat. Auch muß ſich die Vollſtreckungsbehörde vor Augen halten, daß es nicht angängig iſt, 
bei gleicher Strafwürdigkeit den wirtſchaftlich Schwachen nur deshalb, weil ihm die Mittel zur 
Bezahlung der Strafe nicht zur Verfügung ſtehen, ſchärfer anzugreifen als denjenigen, dem ſeine 
wirtſchaftliche Lage es geſtattet, die Geldſtrafe ohne Schwierigkeit abzutragen. Zur Vermeidung 
ſolcher unerwünſchten Folgen ſoll die Vollſtreckungsbehörde dem Verurteilten Teilzahlungen 
geſtatten, die ſeinen Kräften entſprechen; die Teilzahlungen ſollen aber ſo bemeſſen ſein, daß dem 
Verurteilten der Ernſt der Strafe ſpürbar bleibt. Zur Gewährung von Stundungen und Teil- 
zahlungen find die Gerichte nach § 28 des Strafgeſetzbuchs und die Vollſtreckungsbehörden nach 
Maßgabe der Beſtimmungen unter A III dieſes Geſetzes befugt. Iſt der Verurteilte trotz beſten Willens 
und ohne ſein Verſchulden ſelbſt zur Aufbringung von Teilzahlungen nicht in der Lage, ſo hat die 
Vollſtreckungsbehörde zu erwägen, ob nach § 29 Abſ. 6 des Strafgeſetzbuchs bei dem Gerichte zu 
beantragen iſt, daß die Vollſtreckung der Erſatzſtrafe unterbleiben ſoll, oder ob eine bedingte 
Ausſetzung der Geldſtrafe in Betracht kommt. 
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4. Nebenſtrafen, Nebenfolgen und Sicherungsmaßnahmen. 
§ 36. 

Soweit die Verwirklichung der im Urteil rechtskräftig feſtgeſetzten oder der kraft Geſetzes mit 
der Rechtskraft des Urteils eintretenden Nebenſtrafen, Nebenfolgen und Sicherungsmaßnahmen 
Handlungen der Vollſtreckungsbehörde erforderlich macht, ſind dieſe ungeſäumt vorzunehmen. Das 
Nähere regeln die Ausführungsbeſtimmungen. 


III. Strafausſtand. 
§ 37. 

Um den Ernſt und die Wirkſamkeit des Strafvollzugs zu wahren, darf Strafaufſchub und 
Strafunterbrechung über die 88 455, 456, 456 a der Strafprozeßordnung hinaus nur in beſonderen 
Ausnahmefällen, wenn dringliche Gründe es erfordern, gewährt werden. Die Einreichung eines 
Geſuchs um Erlaß oder bedingte Ausſetzung ſoll grundſätzlich die Strafvollſtreckung nicht hemmen. 


§ 38. 

Über den Aufſchub der Vollſtreckung von Freiheitsſtrafen, und zwar ſowohl in den Fällen 
der SS 455, 456, 456 a der Strafprozeßordnung wie auch dann, wenn aus anderen Gründen 
Auſſchub erbeten wird, entſcheidet die Vollſtreckungsbehörde; ebenſo entſcheidet ſie über die Unter⸗ 
brechung von Freiheitsſtrafen ſowie — unbeſchadet der Befugnis des Richters gemäß § 28 des 
Strofgeſetzbuchs — über die Gewährung von Stundung und Ratenzahlung bei Geldſtrafen. 


§ 39. 

() Bei Geſuchen um Strafaufſchub aus wirtſchaftlichen Gründen iſt ſorgfältig zu prüfen, 
ob wirklich Tatſachen vorliegen, die es zur Vermeidung erheblicher, außerhalb des Strafzwecks 
liegender Nachteile rechtfertigen, die Strafvollſtreckung vorüberg ehend für einen verhältnis⸗ 
mäßig kurzen Zeitraum auszuſetzen. Macht der Verurteilte Umſtände geltend, deren Wegfall 
für abſehbare Zeit nicht zu erwarten iſt, ſo kann ein bloßer Strafaufſchub keine Abhilfe ſchaffen; 
er kommt deshalb dann regelmäßig nicht in Betracht. 

(2) Bittet ein Verurteilter, dem bereits Strafaufſchub gewährt iſt oder bei dem ſich die Voll⸗ 
ſtreckung aus anderen Gründen verzögert hat, um weiteren Aufſchub, ſo iſt zu berückſichtigen, daß 
Umſtände, die einen kurzen Aufſchub alsbald nach Eintritt der Rechtskraft angezeigt erſcheinen 
ließen, eine weitere Ausſetzung ohne weiteres nicht rechtfertigen. 


§ 40. 
tiber die Beſchwerde gegen die Ablehnung von Strafaufſchub oder Strafunterbrechung ent⸗ 
ſcheidet, wenn der Amtsrichter Vollſtreckungsbehörde ift, der Oberſtaatsanwalt, im übrigen der 
Generalſtaatsanwalt. Iſt die Staatsanwaltſchaft bei dem Oberlandesgerichte Vollſtreckungs⸗ 
behörde, jo findet eine Beſchwerde nicht ſtatt. 


B. Gnadenrecht. 
I. Allgemeines. 
8 41. 


Es entſpricht nicht dem Geiſte und Anſehen der Rechtspflege des autoritären Staates, 
Strafen, die ſeine Gerichte nach reiflicher Abwägung aller in Betracht kommenden Umſtände 
erkannt haben, ſpäter im Wege des Gnadenverfahrens zu beſeitigen oder zu mildern. Insbeſondere 
kann es nicht Aufgabe des Gnadenverfahrens ſein, rechtskräftig abgeſchloſſene Strafverfahren auf 
die Richtigkeit und Zweckmäßigkeit ihrer Entſcheidungen nachzuprüfen. Die Achtung vor den 
Strafgerichten des autoritären Staates, die eine Grundbedingung jeder volksverbundenen Rechts⸗ 
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pflege iſt, verlangt vielmehr grundſätzlich eine unnachſichtliche und rückhaltloſe Vollſtreckung der 
von dieſen Gerichten verhängten Strafen. Deshalb ſollen Gnadenerweiſe nur ausnahmsweiſe in 
beſonderen Fällen gewährt werden. 

§ 42. 

Der Verzicht auf den rechtskräftig erkannten ſtaatlichen Strafanſpruch iſt nicht ein Akt der 
Rechtſprechung, ſondern ſtellt ſich als Ausübung der Staatsgewalt auf dem Gebiete der Verwaltung 
dar. Die ſtraffe Zuſammenfaſſung und klare Abgrenzung der Behörden im autoritären Staate 
erfordert, daß der Staat ſich bei der Ausübung ſeines Gnadenrechts derjenigen Juſtizorgane 
bedient, deren eigentliche Aufgabe es tft, die ſtaatlichen Anſprüche auf dem Gebiete des Straf— 
rechts geltend zu machen und zu verwirklichen. Die Bearbeitung der Gnadenſachen wird daher 
den Staatsanwaltſchaften übertragen. Ebenſo erfordert die klare Abgrenzung der Behördenauf- 
gaben, daß die Strafgerichte, deren Aufgabe und hohes Amt es iſt, im Staate unabhängig Recht 
zu ſprechen und den ſtaatlichen Strafanſpruch endgültig feſtzuſtellen, nicht mit Aufgaben belaſtet 
werden, die ſich als reine Verwaltungstätigkeit darſtellen. Daher wird die Entſcheidung über die 
Ausſetzung der Strafvollſtreckung unter Bewilligung von Bewährungsfriſt den Strafvollſtreckungs⸗ 
behörden übertragen. 

§ 43. 

Das Gnadenrecht (Straferlaß, Strafmilderung und Strafausſetzung) erſtreckt ſich auf 
diejenigen Strafen, die von den zum Bereich der Preußiſchen Juſtizverwaltung gehörenden 
Gerichten rechtskräftig erkannt worden ſind. Es findet inſoweit Anwendung auch: 

a) auf Nebenſtrafen und Nebenfolgen, insbeſondere auf die von Rechts wegen eintretenden 
Ehrenfolgen einer Verurteilung zu Zuchthausſtrafe, ſowie Einziehungen und Verfall⸗ 
erklärungen; 

b) auf Ordnungsſtrafen und Strafen, die auf Grund von § 890 der Zivilprozeßordnung 
feſtgeſetzt find. 

§ 44. 

Inhalt des Gnadenrechts iſt die Befugnis zum Erlaß, zur Ermäßigung, zur Umwandlung 
oder zur Ausſetzung von Strafen. Das Gnadenrecht ſchließt hiernach in ſich die Wiederverleihung 
der bürgerlichen Ehrenrechte und der Heeresfähigkeit, der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Amter und des Rechtes, als Zeuge oder Sachverſtändiger eidlich vernommen zu werden, ſowie die 
Aufhebung der Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht und die Befreiung von der Haftbarkeit für 
Geldſtrafen. 

§ 45. g 


Abſ. 1 Ziffer 5 des Zweiten Geſetzes zur Gleichſchaltung der Länder mit dem Reiche vom 7. April 
1933 — Reichsgeſetzbl. 1 S. 173 — in der Faſſung des Geſetzes vom 25. April 1933 — Reichs⸗ 
geſetzbl. 1 S. 225 — in Verbindung mit dem Exlaſſe des Reichskanzlers vom 25. April 1933 
— Geſetzſamml. S. 133 —). Er iſt ermächtigt, ſeine Befugniſſe auf einzelne Fachminiſter zu 
übertragen. Solche Übertragungen ſind widerruflich. 
(2) Die Ausübung des Gnadenrechts iſt, ſoweit es ſich um gerichtlich erkannte Strafen handelt, 
übertragen: 
a) auf den Finanzminiſter 
bei Zuwiderhandlungen gegen Zoll- und Steuerbeſtimmungen, einſchließlich der Finanz⸗ 
monopole, gegen Beſtimmungen über die Regelung der Ein- und Ausfuhr — mit Aus⸗ 
nahme der SS 134 bis 143 des Geſetzes über das Branntweinmonopol vom 8. April 1922 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 405) — und über die Erhebung von Ausfuhrabgaben (Erlaß des 
Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. Mai 1922 — Juſtizminiſterialblatt S. 157 — 
und vom 19. Juni 1922 — Juſtizminiſterialblatt S. 236 — in Verbindung mit dem Erlaffe 
des Preußiſchen Miniſterpräſidenten vom 26. Mai 1933 — Juſtizminiſterialblatt 
S. 189 —); 


1 


7 


(1) Die Ausübung des Gnadenrechts in Preußen ſteht dem Miniſterpräſidenten zu (8 Wr 
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b) auf den Miniſter des Innern 

bei Zuwiderhandlungen gegen 8 30 Abſ. 1 und 3 des Gaſtſtättengeſetzes vom 28. April 
1930 — Reichsgeſetzbl. I S. 146 — (Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 
22. Dezember 1930 — Juſtizminiſterialblatt 1931 S. 197 — in Verbindung mit dem 
Erlaſſe des Preußiſchen Miniſterpräſidenten vom 26. Mai 1933); 

auf den Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit und den Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten 

bei Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften über die Erhebung von Verkehrsabgaben 
(Erlaß vom 27. April 1914 — Juſtizminiſterialblatt S. 693 — in Verbindung mit dem 
Geſetze, betreffend anderweite Regelung der Zuſtändigkeit des Miniſters der öffentlichen 
Arbeiten, vom 15. Auguſt 1921 — Geſetzſamml. S. 487 — und in Verbindung mit dem 
Erlaſſe des Preußiſchen Miniſterpräſidenten vom 26. Mai 1933); c 

auf den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 

bei Forſtzuwiderhandlungen einſchließlich der Forſtdiebſtähle für Geldstrafen, die den 
Betrag von 30 N nicht überſteigen Erlaß vom 15. Dezember 1880 — Juſtizminiſterial⸗ 
blatt 1881 S. 31 — in Verbindung mit dem Erlaſſe des Preußiſchen Staats⸗ 
miniſteriums vom 31. Mai 1924 und dem Erlaſſe des Preußiſchen Miniſterpräſidenten 
vom 26. Mai 1933). S 


(3) Hinſichtlich aller übrigen durch gerichtliche Entſcheidungen rechtskräftig erkannten Strafen 
mit Ausnahme der Todesſtrafen iſt die Ausübung des Gnadenrechts auf den Preußiſchen Juſtiz⸗ 
miniſter übertragen worden (Erlaß des Preußiſchen Miniſterpräſidenten vom 26. Mai 1933). Die 
Entſcheidung über die Ausübung des Gnadenrechts bei Todesſtrafen hat ſich der Miniſterpräſident 
vorbehalten; die Bearbeitung ſolcher Gnadenſachen erfolgt durch den Juſtizminiſter. 


0 


— 


d 


— 


II. Gnadenorgane und Behandlung von Gnadengeſuchen. 
8 46. 


Soweit das Gnadenrecht auf den Juſtizminiſter übertragen worden iſt oder die Bearbeitung 
von Gnadengeſuchen dem Juſtizminiſter obliegt, ſind ſeine Organe die Oberſtaatsanwälte bei 
den Landgerichten, in deren Bezirke die Vollſtreckungsbehörde ihren Sitz hat, unbeſchadet des 
Rechtes des Juſtizminiſters, das ihm übertragene Gnadenrecht ſelbſt auszuüben. Soweit jedoch 
das Oberlandesgericht im erſten Rechtszug erkannt hat, tritt an die Stelle des Oberſtaatsanwalts 
der Generalſtaatsanwalt. 

S 47. 


() Gnadengeſuche, die bei den Juſtizbehörden in Sachen eingehen, in denen die Ausübung 
des Gnadenrechts oder die Bearbeitung dem Juſtizminiſter zuſteht, ſind der zuſtändigen Staats⸗ 
anwaltſchaft zuzuleiten. Maßgebend für die Behandlung einer Eingabe als Gnadengeſuch iſt ihr 
Inhalt, nicht ihre äußere Form. Die Geſchäftsſtellen der Staatsanwaltſchaften und der Amts⸗ 
gerichte ſind auf Antrag eines Verurteilten verpflichtet, ſein Gnadengeſuch zu Protokoll auf⸗ 
zunehmen. 

(2) Der Oberſtaatsanwalt hat die ihm für die Beurteilung des Geſuchs erforderlich erſchei⸗ 
nenden Ermittlungen anzuſtellen und eine Stellungnahme des Gerichts des erſten Rechtszugs her⸗ 
beizuführen. Weicht das Urteil des zweiten Rechtszugs in der rechtlichen Würdigung oder im 
Strafmaß ganz oder teilweiſe vom erſten Urteil ab, ſo iſt auch der Vorſitzende des Gerichts des 
zweiten Rechtszugs zu hören. Befindet oder befand ſich der Verurteilte in Haft, ſo iſt eine ein⸗ 
gehende Außerung der Strafanſtalt über Perſönlichkeit, Führung und Gnadenwürdigkeit des 
Verurteilten herbeizuführen. Gnadengeſuchen in Haft befindlicher Perſonen hat die Strafanſtalt 
bereits bei Weiterleitung an den Oberſtaatsanwalt eine eingehende Außerung und Stellungnahme 
beizufügen. Iſt der Verurteilte ein Beamter, ſo iſt weiter ſeine vorgeſetzte Dienſtbehörde — bei 
inzwiſchen ausgeſchiedenen Beamten die letzte — zu hören. 
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(3) Sprechen ſich die nach Abſ. 2 zu hörenden Stellen gegen einen Gnadenerweis aus, ſo 
iſt der Oberſtaatsanwalt ermächtigt, den Geſuchſteller im Namen des Juſtizminiſters ablehnend 
zu beſcheiden. Ergibt die Prüfung eines wiederholten Gnadengeſuchs, daß es lediglich ſolche Tat⸗ 
ſachen anführt, die bereits bei der Ablehnung eines früheren Gnadengeſuchs gewürdigt worden 
ſind, ſo iſt der Oberſtaatsanwalt ermächtigt, den Geſuchſteller im Namen des Juſtizminiſters ohne 
vorherige Anhörung des Gerichts und der Strafanſtalt ablehnend zu beſcheiden. 

(4) Befürwortet eine der zu hörenden Stellen einen Gnadenerweis oder erſcheint dem Ober⸗ 
ſtaatsanwalt ein Gnadenerweis geboten, ſo hat er an den Juſtizminiſter zu berichten. 


8 48. 

(1) Alle Gnadengeſuche find von dem Oberſtaatsanwalte nach der Richtung zu prüfen, ob der 
Fall ſich zur Bewilligung der bedingten Ausſetzung der Strafvollſtreckung anſtatt eines ſofortigen 
Gnadenerweiſes eignet. 

(2) Erachtet keine der zu hörenden Stellen einen ſofortigen Gnadenerweis, wohl aber auch 
nur eine von ihnen die Ausſetzung der Straſvollſtreckung für angezeigt, jo hat der Oberſtaatsanwalt, 
falls nach der Dauer der Strafe die Vollſtreckungsbehörde zur Bewilligung bedingter Straf⸗ 
ausſetzung ermächtigt iſt ($ 56), über die Bewilligung bedingter Strafausſetzung zu entſcheiden. Iſt 
er nicht ſelbſt Vollſtreckungsbehörde, ſo hat er eine Entſcheidung des Amtsrichters herbeizuführen. 
Bewilligt die Vollſtreckungsbehörde bedingte Strafausſetzung, ſo hat ſie für den Fall, daß der Juſtiz⸗ 
miniſter Bericht über das Gnadengeſuch erfordert hatte, dieſem Anzeige von der Bewilligung zu 
machen. 

(3) Lehnt die Vollſtreckungsbehörde im Falle des Abſ. 2 die Bewilligung bedingter Straf⸗ 
ausſetzung ab oder iſt die Vollſtreckungsbehörde zur Bewilligung bedingter Strafausſetzung nicht 
ermächtigt (§ 56), ſo hat der Oberſtaatsanwalt an den Juſtizminiſter zu berichten. 


§ 49. 

Der Juſtizminiſter fertigt die bei ihm eingehenden Gnadengeſuche ebenfalls den zuſtändigen 
Staatsanwaltſchaften zu. Die Bearbeitung und Erledigung dieſer Geſuche erfolgt in derſelben Weiſe 
wie bei Geſuchen, die unmittelbar bei dem Oberſtaatsanwalt eingehen. Der Oberſtaatsanwalt hat 
jedoch in jedem Falle zu berichten, wenn die Zufertigung des Geſuchs mit Berichtsauftrag erfolgt. 


S 50. 


Von der auf einen Bericht ergebenden Entſcheidung hat der Oberſtaatsanwalt alsbald den 
Geſuchſteller und im Falle der Gewährung eines Gnadenerweiſes ſtets auch den Verurteilten in 
Kenntnis zu ſetzen. 


S 51. 


(1) Die mit der Strafvollſtreckung und mit der Bearbeitung von Gnadenſachen befaßten Be⸗ 
hörden haben dafür Sorge zu tragen, daß durch das Gnadenverfahren die Strafvollſtreckung, die 
alsbald nach Eintritt der Rechtskraft des Urteils zu erfolgen hat, nicht verzögert wird. Es iſt ins⸗ 
beſondere für eine ordnungsmäßige Strafrechtspflege nicht tragbar, daß Verurteilte durch fort⸗ 
geſetzte Gnadengeſuche den Zeitpunkt des Strafantritts verſchleppen und ſo die alsbaldige Voll⸗ 
ſtreckung der ihnen auferlegten Strafe vereiteln. Die Vollſtreckungs⸗ und Gnadenbehörden müſſen 
ſich daher ſtets in vollem Umfang der Tatſache bewußt fein, daß die Einreichung eines Gnaden 
geſuchs die Strafvollſtreckung grundſätzlich nicht hemmt. 

(2) Eine Hemmung der Strafvollſtreckung mit Rückſicht auf ein Gnadengeſuch kommt nur 
in Betracht: 
a) bei Todesſtrafen; 
b) ausnahmsweiſe, wenn dem Verurteilten durch den Antritt der Strafe oder die Fortſetzung 
der Strafvollſtreckung ein unwiederbringlicher Schaden zugefügt würde und daneben der 
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Strafzweck die ſofortige Vollſtreckung nicht verlangt. Dieſe Vorausſetzung kann ins⸗ 
beſondere vorliegen, wenn nach pflichtmäßigem Ermeſſen der Strafvollſtreckungs⸗ oder 
Gnadenbehörde einem zu Freiheitsſtrafe Verurteilten erhebliche Begnadigungsgründe zur 
Seite ſtehen und die Freiheitsſtrafe oder ihr noch zu verbüßender Reſt ſo gering iſt, daß 
ohne Ausſetzung der Vollſtreckung dieſe vor Ergehen des Gnadenerweiſes vorausſichtlich 
beendet ſein würde. 

8 52. 

(1) Die Vollſtreckung von Todesurteilen iſt gemäß § 453 der Strafprozeßordnung nur dann 
zuläſſig, wenn eine Entſchließung des Preußiſchen Miniſterpräſidenten dahin ergangen iſt, von dem 
ihm übertragenen Begnadigungsrechte keinen Gebrauch zu machen. Über ſolche Urteile iſt an den 
Juſtizminiſter alſo auch dann zu berichten, wenn ein Gnadengeſuch des Verurteilten nicht eingeht. 
Für die Berichterſtattung gelten folgende Beſtimmungen: 

(2) Sobald ein rechtskräftiges Todesurteil vorliegt, hat der Oberſtaatsanwalt, ohne auf die 
Einreichung eines Gnadengeſuchs zu warten, mit äußerſter Beſchleunigung an den Juſtizminiſter 
zu berichten. Dem Bericht iſt eine Abſchrift der von dem Oberſtaatsanwalte herbeizuziehenden 
Außerung des Vorſitzenden des erkennenden Gerichts beizufügen. Der Bericht iſt über den General⸗ 
ſtaatsanwalt, der feine eigene Stellungnahme beifügt, zu erſtatten. 


S 53. 

(J Findet der Amtsrichter als Strafvollſtreckungsbehörde Anlaß zur Befürwortung eines 
Gnadenerweiſes von Amts wegen, ſo überſendet er die Akten mit der Darlegung der nach ſeiner 
Anſicht für den Gnadenerweis ſprechenden Gründe dem Oberſtaatsanwalte. Dieſer bearbeitet die 
Sache in gleicher Weiſe, als wenn ein Gnadengeſuch vorläge. 

(2) Hält der Oberſtaatsanwalt als Strafvollſtreckungsbehörde von Amts wegen einen Gnaden⸗ 
erweis für geboten, ſo verfährt er ebenfalls ſo, als läge ein Gnadengeſuch vor. 


§ 54. 

() Über die eingehenden Gnadengeſuche ſowie über die ſonſtigen von der Staatsanwaltſchaft 
zu bearbeitenden Gnadenſachen iſt bei der Staatsanwaltſchaft ein Regiſter für Gnadenſachen 
zu führen. 

(2) Die Gnadenvorgänge find in die Akten nicht einzuheften, ſondern in einem für jeden Ver⸗ 
urteilten anzulegenden Gnadenhefte geſondert bei den Akten zu bewahren. 


8 55. 
Über die Ausübung des Gnadenrechts in den Fällen, in denen einer Geſamtſtrafe Einzel⸗ 
ſtrafen zugrunde liegen, die von Gerichten verſchiedener Länder feſtgeſetzt worden ſind, iſt eine 
Ländervereinbarung getroffen, nach der weiterhin zu verfahren iſt. 


III. Bedingte Strafausſetzung. 
1. Bedingte Strafausſetzung durch die Vollſtreckungsbehörde. 
§ 56. 

(1) Die Strafvollſtreckungsbehörden werden ermächtigt, nach Maßgabe der folgenden Be⸗ 
ſtimmungen die Vollſtreckung gerichtlich rechtskräftig erkannter Freiheitsſtrafen von nicht mehr 
als ſechs Monaten ganz oder teilweiſe unter Bewilligung einer Bewährungsfriſt auszuſetzen. 
Ebenſo können ſie Reſtfreiheitsſtrafen von nicht mehr als ſechs Monaten ſowie Geldſtrafen mit 
Bewährungsfriſt ausſetzen. Der Juſtizminiſter kann dieſe Ermächtigung ganz oder teilweiſe, 
allgemein oder im Einzelfall, widerrufen. 

(2) Dieſe Ermächtigung erſtreckt ſich nicht auf Strafen, die von den nach § 1 der Ver⸗ 
ordnung der Reichsregierung über die Bildung von Sondergerichten vom 21. März 1933 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 136) geſchaffenen Sondergerichten erkannt ſind. f 
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§ 57. 


(1) Bei der Ausübung der vorſtehend gegebenen Ermächtigung haben die Vollſtreckungs⸗ 
behörden ſtets davon auszugehen, daß die Bewilligung der Strafausſetzung nur ausnahmsweiſe 
erfolgen ſoll. Die Achtung vor den Geſetzen und der ſtaatlichen Straffeſtſetzung gebietet, daß die 
im Geſetz angedrohte Strafe gegen den Geſetzesbrecher regelmäßig voll zur Verwirklichung kommt. 
Die Frage, ob Strafausſetzung unter Bewilligung einer Bewährungsfriſt ausnahmsweiſe gewährt 
werden ſoll, iſt daher in jedem einzelnen Falle mit größter Sorgfalt zu prüfen und dabei vor 
allem zu beachten, daß die Bewilligung der Strafausſetzung nur angängig iſt, wenn trotz dieſes 
Gnadenerweiſes die Erreichung des vom Geſetzgeber mit der Aufſtellung der Strafbeſtimmung 
verfolgten Zweckes in keiner Hinſicht beeinträchtigt oder in Frage geſtellt wird. 

(2) Die Ausſetzung der Strafvollſtreckung darf regelmäßig nur gewährt werden, wenn die 
begangene Verfehlung nicht durch Verdorbenheit und verbrecheriſche Neigung, ſondern durch 
Leichtſinn, Unerfahrenheit, Verführung oder Not veranlaßt worden iſt und wenn nach der Über— 
zeugung der Strafvollſtreckungsbehörde mit Sicherheit erwartet werden kann, daß der Verurteilte 
ſich durch gute Führung während der Bewährungsfriſt eines künftigen Gnadenerweiſes würdig 
erzeigen wird. Bei der Ausſetzung eines Teiles der erkannten Strafe kann von dieſem Grund⸗ 
ſatze abgegangen werden, wenn die Annahme begründet erſcheint, daß es zur Erreichung des 
Strafzwecks der Verbüßung der ganzen Strafe nicht bedarf, vielmehr die Erwartung gehegt 
werden kann, daß der Verurteilte, wenn er eine Zeitlang den Ernſt des Strafvollzugs verſpürt 
hat, ſich der in Ausſicht genommenen Vergünſtigung würdig zeigen und in Zukunft ſtraffrei 
führen wird. 


§ 58. 


Auch die Verhältniſſe, in denen der Verurteilte während der Bewährungsfriſt vorausſicht⸗ 
lich zu leben haben wird, ſind in Betracht zu ziehen. In geeigneten Fällen kann die Ausſetzung 
der Strafvollſtreckung von beſonderen Maßnahmen abhängig gemacht werden, ſo insbeſondere von 
der Unterbringung in einer paſſenden Lehr- oder Dienſtſtelle, von der Fürſorgeerziehung oder 
von ſonſtigen Maßnahmen des Vormundſchaftsgerichts oder von der Unterſtellung unter die 
Schutzaufſicht einer Vertrauensſtelle (Fürſorger, Fürſorgeausſchuß, Kreiswohlfahrtsamt, Jugend⸗ 
amt, Trinkerfürſorgeſtelle uſw.). 


§ 59. 


(1). Bei der Bewilligung der bedingten Strafausſetzung kann dem Verurteilten die Auflage 
der Zahlung einer Geldbuße zugunſten der Staatskaſſe gemacht werden. Die Friſt, innerhalb 
deren die Buße, nötigenfalls in angemeſſenen Teilzahlungen, zu entrichten iſt, wird von der Voll⸗ 
ſtreckungsbehörde unter Berückſichtigung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Verurteilten 
beſtimmt; ſie kann nachträglich, jedoch nicht über das Ende der Bewährungsfriſt hinaus, ver⸗ 
längert werden. 

(2) Die Entrichtung der Geldbuße allein begründet kein Anrecht auf den in Ausſicht 
genommenen Gnadenerweis; ein ſolcher iſt vielmehr in jedem Falle von dem Wohlverhalten des 
Verurteilten während der Bewährungsfriſt abhängig. Wird mit Rückſicht auf das Verhalten des 
Verurteilten die Vollſtreckung der Strafe angeordnet, nachdem er die Buße ganz oder teilweiſe 
bezahlt hat, ſo hat er keinen Anſpruch auf Rückzahlung. 

(3) Hat der Verurteilte einen Dritten durch ſeine Straftat geſchädigt, ſo ſoll ihm in der 
Regel bedingte Strafausſetzung nur unter der Auflage gewährt werden, daß er den angerichteten 
Schaden nach beſten Kräften wieder gut macht. 


§ 60. 
Mit der Aufklärung der Umſtände, die für die Frage der ſpäteren Ausſetzung der Straf⸗ 
vollſtreckung erheblich ſein können, iſt ſchon in dem Vorverfahren zu beginnen. Eine Verzögerung 
des Verfahrens iſt aber zu vermeiden. 
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8 61. 


() Die Bewährungsfriſt beträgt in der Regel drei Jahre, in beſonders leichten Fällen zwei 
Jahre. In Fällen nahe bevorſtehender Verjährung iſt die Friſt ſo zu bemeſſen, daß ſie mindeſtens 
drei Monate vor dem Eintritte der Verjährung abläuft. 

(2) Die Bewährungsfriſt kann durch die Vollſtreckungsbehörde nachträglich bis auf insgeſamt 
fünf Jahre, jedoch nicht über den Eintritt der Verjährung hinaus, verlängert werden. 


§ 62. 


Die Vollſtreckungsbehörden haben ohne Verzögerung der Strafvollſtreckung vor Einleitung 
der Vollſtreckung von Amts wegen zu prüfen, ob Anlaß zur Bewilligung bedingter Strafausſetzung 
gegeben iſt. 

§ 63. 


Die Gerichte haben tunlichſt bereits bei Überſendung der Akten an die Staatsanwaltſchaft 
als Vollſtreckungsbehörde zu der Frage der bedingten Strafausſetzung Stellung zu nehmen. Nimmt 
die Staatsanwaltſchaft als Vollſtreckungsbehörde von Amts wegen die bedingte Ausſetzung der 
Strafe in Ausſicht oder hat ſie auf ein Geſuch um Ausſetzung zu entſcheiden, ſo hat ſie vor der Ent⸗ 
ſcheidung, ſofern eine ſolche noch nicht vorliegt, eine Stellungnahme des Gerichts des erſten Rechts⸗ 
zugs herbeizuführen. Weicht das Urteil des zweiten Rechtszugs in der rechtlichen Würdigung oder 
im Strafmaß ganz oder teilweiſe vom erſten Urteil ab, ſo iſt auch der Vorſitzende des Gerichts des 
zweiten Rechtszugs zu hören. Falls der Verurteilte ſich in Haft befindet oder befand, iſt außerdem 
eine Außerung der Strafanſtalt herbeizuführen. Bedingte Strafausſetzung ſoll nicht gewährt 
werden, wenn das zu hörende Gericht oder die Strafanſtalt einer ſolchen Vergünſtigung wider⸗ 
ſprechen. Befürwortet das Gericht agel nepal auch die Strafanſtalt die Bewilligung be⸗ 
dingter Strafausſetzung, will aber die Staatsanwaltſchaft als Vollſtreckungsbehörde eine ſolche Ver⸗ 
günſtigung nicht bewilligen, ſo berichtet der Oberſtaatsanwalt dem Juſtizminiſter. 


8 64. 


() Die Vollſtreckungsbehörde hat dem Verurteilten, dem die Ausſetzung der Strafvollſtreckung 
bewilligt iſt, mitzuteilen, daß das Urteil oder der Strafbefehl nunmehr vollſtreckbar ſei, daß aber 
die Strafvollſtreckung mit Bewährungsfriſt ausgeſetzt werde. Zugleich iſt er unter Eröffnung der 
ihm etwa auferlegten beſonderen Verpflichtungen über die Bedeutung der Bewährungsfriſt zu be⸗ 
lehren, und es iſt ihm aufzugeben, der Vollſtreckungsbehörde oder der Vertrauensſtelle (§ 58) jeden 
Wechſel ſeines Wohnorts während der Bewährungsfriſt anzuzeigen. 

(2) Dieſe Mitteilungen haben tunlichſt mündlich zu erfolgen. Um die Mitteilung und Be⸗ 
lehrung kann das Vormundſchaftsgericht, das Jugendamt oder eine andere Behörde, bei einem in 
einer Anſtalt untergebrachten Verurteilten die Anſtaltsleitung erſucht werden, wenn ſich der Ver⸗ 
urteilte an einem anderen Orte als dem Sitze der Vollſtreckungsbehörde aufhält. 


8 65. 


Die Juſtizbehörden, insbeſondere die Strafverfolgungsbehörden, die Strafanſtalt, in der der 
Verurteilte eine Strafe verbüßt, und das Vormundſchaftsgericht haben der Vollſtreckungsbehörde 
mitzuteilen, wenn ihnen bekannt wird, daß der Verurteilte ſich nicht tadellos führt. Geht der Voll⸗ 
ſtreckungsbehörde von dieſer oder anderer Seite eine ſolche Mitteilung zu, ſo iſt ſie ermächtigt, nach 
Anſtellung der etwa erforderlichen weiteren Ermittlungen die Bewährungsfriſt zu verlängern, dem 
Verurteilten andere als die zunächſt vorgeſehenen Auflagen zu machen, weitere Maßnahmen des 
Vormundſchaftsgerichts oder der Fürſorgeerziehungsbehörde anzuregen oder die Ausſetzung der 
Strafvollſtreckung zu widerrufen. 

§ 66. 


(1) Gegen Ablauf der Bewährungsfriſt zieht die Vollſtreckungsbehörde in der Regel Erkundi⸗ 
gungen nach der Führung des Verurteilten in der Zwiſchenzeit ein. 
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(2) Zum Nachweis einer guten Führung genügt es nicht, daß über den Verurteilten nichts 
Nachteiliges bekannt geworden iſt, ſondern es bedarf der tatſächlichen Feſtſtellung eines guten Ge⸗ 
ſamtverhaltens. Insbeſondere iſt zu prüfen, ob der Verurteilte den ihm bei der Gewährung der 
Strafausſetzung gemachten Auflagen nachgekommen iſt. 


§ 67. 

(J) Ergeben die eingezogenen Erkundigungen, daß ſich der Verurteilte während der Bewäh⸗ 
rungsfriſt gut geführt hat, ſo iſt die Vollſtreckungsbehörde ermächtigt, die ausgeſetzte Strafe zu 
erlaſſen. 

(2) Hält die Vollſtreckungsbehörde zwar einen Gnadenerweis aber nicht den vorbehaltloſen 
Erlaß der Strafe für angezeigt, fo kann fie dem Verurteilten nachlaſſen, die Strafvollſtreckung durch 
Zahlung einer Geldbuße abzuwenden, oder ſonſtige weitere Auflagen machen. 


2. Ausſetzung der Strafvollſtreckung durch den Juſtizminiſter. 
§ 68. 

Erachtet die Vollſtreckungsbehörde die Ausſetzung der Strafvollſtreckung in einem Falle für 
angezeigt, in welchem ſie zu ihrer Bewilligung nicht ermächtigt iſt, ſo macht ſie dies aktenkundig 
und behandelt die Sache nach Maßgabe der für das Verfahren in Gnadenſachen allgemein geltenden 
Vorſchriften (88 46 bis 55). 

§ 69. 

Bewilligt der Juſtizminiſter bedingte Strafausſetzung, ſo iſt die Vollſtreckungsbehörde hin⸗ 
ſichtlich der Überwachung der Bewährungsfriſt und der weiter zu treffenden Maßnahmen in dem⸗ 
ſelben Umfang ermächtigt wie bei den von ihr bewilligten Strafausſetzungen. Die Vollſtreckungs⸗ 
behörde iſt insbeſondere ermächtigt, bei nicht tadelloſer Führung die Strafausſetzung zu widerrufen 
oder weitere Auflagen zu machen und nach Ablauf der Bewährungsfriſt die ausgeſetzte Strafe ohne 
Rückſicht auf deren Dauer zu erlaſſen. 


3. Gnadengeſuche auf bedingte Strafausſetzung. 
Runder 


(1) Alle Gnadengeſuche, in denen lediglich um Ausſetzung der Strafvollſtreckung gebeten wird, 
find von den Juſtizbehörden, bei denen fie eingehen, unmittelbar der Strafvollſtreckungsbehörde 
zu überſenden. 

(2) Sit die Vollſtreckungsbehörde zur Ausſetzung der Strafvollitredung ermächtigt, jo verfährt 
ſie gemäß § 63. Lehnt ſie die Bewilligung der Strafausſetzung ab, ſo entſcheidet über eine Beſchwerde 
gegen dieſe Ablehnung, falls der Amtsrichter Vollſtreckungsbehörde iſt, der Oberſtaatsanwalt, im 
übrigen der Generalſtaatsanwalt. 

(3) Sit die Vollſtreckungsbehörde zur Bewilligung bedingter Strafausſetzung nicht ermächtigt, 
ſo behandelt ſie das Geſuch nach Maßgabe der für das Verfahren in Gnadenſachen allgemein 
geltenden Vorſchriften (SS 46 bis 55). 


C. za und Abergangsbeſtimmungen. 
a e 
e in Geſeben oder Jonge We der Präſident des Strafvollzugsamts oder 
das Strafvollzugsamt genannt ſind, treten an deren Stelle der Generalſtaatsanwalt oder die Staats⸗ 
anwaltſchaft bei dem Oberlandesgerichte; die Verordnung vom 8. Dezember 1922 über die Neu⸗ 
ordnung der Strafanſtaltsverwaltung (Juſtizminiſterialblatt S. 560) wird aufgehoben. 
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8 72. 


() Soweit in beſtehenden Beſtimmungen der Beauftragte für Gnadenſachen genannt iſt, tritt 
an ſeine Stelle der Oberſtaatsanwalt bei dem Landgerichte; die Allgemeine Verfügung über die 
Zuſtändigkeit und das Verfahren in Gnadenſachen vom 19. Juni 1919 (Juſtizminiſterialblatt 
S. 341) wird aufgehoben. 

(2) Die Beauftragten für Gnadenſachen werden ermächtigt, ſolche zur Zeit des Inkrafttretens 
dieſes Geſetzes bei ihnen anhängige Gnadenſachen zu erledigen, bei denen nach ihrer Auffaſſung 
ein Abſchluß der Bearbeitung unmittelbar bevorſteht. Alle übrigen Gnadenſachen ſind von ihnen 
an die auf Grund dieſes Geſetzes für die Bearbeitung zuftändigen Oberſtaatsanwälte abzugeben. 


8 78. 


Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, die Vorſchriften dieſes Geſetzes, ſoweit für ſie der Juſtiz⸗ 
miniſter zuſtändig iſt, durch Verordnung unter Aufrechterhaltung ſeiner Grundſätze und allgemeinen 
Richtlinien abzuändern und zu ergänzen. 


8 74. 


Dieſes Geſetz tritt eine Woche nach dem Tage der Verkündung der zu dieſem Geſetze von dem 
Juſtizminiſter zu erlaſſenden Ausführungsverordnung in Kraft. 


Berlin, den 1. Auguſt 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Kerrl. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit ver⸗ 
kündet. 


Berlin, den 1. Auguſt 1933. 


Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 
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